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t}öckĺ>lt, JFAng
( Jrktlnclsbeamter der Geschäftsstelle

Urteil

IM NAMEN DES VOLKES

ln dem Rechtsstreĺt

- Klägerin _

Prozessbevoll mä chti gter:
Rechtsanwalt Lüder Gause, Steintonłeg B, 20099 Hamburg, Gz':3077t19 Go6

gegen

PE Digital GmbH, vertreten durch die GeschäftsfÜhrer Henning Rönneberg, Marc Schachtel
und Tim Schĺffers, Speersort 10,20095 Hamburg

- Beklagte -

1' Die Beklagte wĺrd verurteilt, an die Klägerin 658,80 € nebst Zĺnsen in Höhe von 5
Prozentpunkten über dem Basiszinssatz ab 05.03.2019 zu zahlen sowie die
Kĺägerin Von Vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von 74,26 €
freizuhalten.

2. Dĺe Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen.

3' Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar' Die Beklagte kann die Vollstreckung der
Klägerin durch Sicherheitsleĺstung in Höhe von 1 10 Prozent des zu
vollstreckenden Betrages abwenden, wenn nicht dĺe Klägerin vor der
Vollstreckung Sicherheĺt in gleicher Höhe leistet.

4. Der Streĺtwert wird auf 658'B0 € festgesetzt.

vukĹinr)pt aln,!)9

,rl, ..'

Prozessbevoĺlmächtigte:

ff 'ff:Jľi:?'""'t'::Ti?';ľľ""'lľ;Tili"ľiŁ]L1ryi;ľfi ĺ;F/PEDigi-

erkennt das Amtsgericht Hamburg - Abteilung 6 - durch die Richterin am Amtsgericht Forch am
09' 10'20'l9 ohne mtjndliche Verhandlung mit Zustimmung der Parteien gemäB s 128 Abs' 2 ZPo
nach dem Sach- und Streitstand am 02.10'2019 fÜr Recht:
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Tatbestand

Dĺe Parteien streiten übeľ den Bestand eines onlinĺ:_Partnervermittlungsvertrages nach fris tlĺlľ;ĺ,ll'
KÜndigung bzw. t]ber die ursprÜngliche Vertragslatlľzeit hinaus.

Dĺe Beklagte betreibt unter der Domain lvuĹuBarshiP-_de ĺJie weltweit tätige Partnervermittlullt1
Parship.

oie|Jahre alte Klägerin meldete sich am 25.B.2O1B fÜr eine Premium-Mitglieĺlschaft mĺt eillclr
Laufzeit von sechs Monaten zu einem Gesamtpreis von 214,11€ an. Die Beklagte zog diescn
Betrag ein.

Ziífer 5.3 der AGB der Beklagten lautet:

,,5.3 Der Vertrag über die kostenpflichtige Mitgliedschaft (Premium-Mitgtiedschaft) verlan-
gert sich automatisch, sofern der Kunde seinen Vertrag nicht gem. Ziffer 5.2 unter Ein-
haltung der Kundigungsfrist ordentlicll kt)ndigt. Die Laufzeit der Vertängerung sowie deren
Kosten ergeben sich aus den produktbezogenen Vertragsinhalten, die im Rahmen c/es
Bestellvorganges Vom Kunden bestätigt werden. Bei dem Kauf einer Premium-Mitgtied-
schaft wird der Kunde zudem in der Besŕe//besŕätigung über die Dauer einer mögtichen
Verlängerung bei nicht rechtzeitigęr Kündigung informiert. ..'"

Unter der Verlinkung ,,Produktbezogene Vertragsinhalte" finden sich folgende Hinweise:

,,Kündigungsfrisť: Dle Premium-Mĺtgliedschaft ist ordentlich kündbar, und zwar späŕesŕens
zwölf Wochen vor Laufzeitende.

Verlängerung lhrer Premium-Mitgliedschaft und Konditionen: lhre Premium-Mitgtiedschaft
verlängert sich künftig automatisch jeweils um weitere zwotf Monate zum Preis von 4g,go
€ pro Monat (insgesamt 59B,B0 €), es sei denn, Sie kündigen ordentlich entsprechend
der vorbenannten Kündigungsfrist zum Laufzeitende. Der Preis bezieht sich auf eine Ein -

malzahlung zum Anfang der. Vertragslaufzeit und versteht sich inklusive gesetzlicher Mehr-
wertsteuer. So//ŕen Sie sich für eine vieĺteljährliche oder monatliche Zahlungsweise enŕ-
scheiden, erhtjht sich der Preis pro Monat um 3,00 € (bei viertetjährticher Zahlungsweise)
oder 6,00 € (bei monatlicher Zahlungsweise). Bitte achten Sie darauf: lhre Premium-Mit-
gliedschaft verlängert sich solange automatisch um dieselbe Laufzeit zum vorbenannten
Preis, bls Sie fristgerecht kündigen."

Am 25.2.20'19 buchte die Beklagte weitere 658'80 € vom Konto der Klägerin ab.

Die Klägerin kÜndigte daraufhin am 26.2.2019 mit eingeschriebenem Brief und per E-Mail den
Vertrag auBerordentlich sowie hilfsweise fristgemäB und verlangte die RÜckzahlung der 658,80 €.

Dĺe Beklagte bestätigte mit Schreiben vom 18'3.2019 die Wirksamkeit der KÜndigung erst zum
26.2.2020 (nach Ablauf eines weiteren Jahres, vgl. Anlage K3).

Mit Anwaltsschreĺben vom 3.4.2019 lieB die Klägerin die Beklagte erneut zur RÜckerstattung von
658,80 € auffordern'

\'r('

Die Klägerin behauptet, sie habe sich an die Beklagte Wegen des besonderen - von der Beklagten
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in Anspruch genommenen - Vertrauens gewandt.

Bevor sie den Anmeldevorgang bei der Beklagten in die Wege geleitet habe, habe sie versucht,
näheres Über die Vertragsgestaltung und eĺnen möglichen Vertragsinhalt der von ihr beabsichtig-
ten sechsmonatigen Mitgliedschaft in Erfahrung zu bringen. Die Beklagte habe an keiner Stelle im
lnternet veröffentlicht, dass die sechsmonatĺge Mitgliedschaft einer besonderen KÜndigungsfrĺst
unterliege. Dĺe Klägerin sei davon ausgegangen, dass mit der Eingehung der,,Mitgliedschaft,, fÚr
sechs Monate der Vertrag auch nach sechs Monaten beendet sei. Sodann habe die Klägerin den
Anmeldevorgang begonnen.

Die Klägerin ist der Ansicht, die AGB der Beklagten seien bewusst auf lntransparenz ausgelegt
und unwirksam. Sie hätten von der Klägerin nicht in zumutbarer Weise zur Kenntnis genomrnen
werden können und seien daher nicht Vertragsbestandteĺl geworden. Sei seien auch im Übrigen
nicht wirksam- Die Klägerin habe zudem nach $ 627 BGB jederzeit kundigen können. Die von der
Beklagten zu erbringenden Dienstleistungen seien solche höherer Ań.

Die Klägerin beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 658,80 € nebst Zinsen in Höhe von 5 Prozentpunkten
Über dem Basiszinss atz ab 5.3.2019 zu zahlen,

die Beklagte zu verurteilen, sie von vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten in Höhe von
74,26 € freizuhalten.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte ist der Ansicht, der Vertrag habe sich mangels Íristgerechter Kündigung gem. Zif'Íer
5.3 der AGB i'V.m. den produktbezogenen lnhalten automatisch um ein weiteres Jahr verlängert.
Beim Vertragsschluss am 25.8'201B seien die AGB wirksam in den Vertrag'einbezogen woľden.
Über den Venľeis und eine Verlinkung zu den produktbezogenen Vertragsinhalten fänden sich
sämtliche Details zur Vertragsbeendigung hinsichtlich Fristen und Kosten. Diese lnformation sei
deshalb unter der Verlĺnkung ,,produktbezogene Vertragsinhalte" abgelegt, weil sich je nach ge-
wählter Vertragslaufzeit die Bedingungen der Verlängerung ändern und dementsprechend auf clas
entsprechende Produkt bezogen informieren. Bei einem Vertrag mit einer ursprünglichen Lautzeit
vcln sechs Monaten verlängere sich dieser zum gleichen Monatspreis um weitere 12 Monate, wo_
bei ursprÜnglĺche Rabattaktionen im Fa|le einer Verlängerung keine Anwendung finden. Beĺ einenl
Vertrag mit einer ursprÜnglichen Lauĺzeĺt von 12 oder 24 Monaten verlängere sĺch clieserVertrag
ebenfalls um 12 Monate, allerdings erhöhe sich der Monatspreis um 10,- €, wobei wiederum ur-
sprüngliche Rabattaktionen ohne BerÜcksichtigung bleiben.

Die Beklagte meint, cJiese AGB hielten ĺler lnhaltskontrolle stanĺJ urlĺJ seĺon nicht nach $s 305c;,
307 BGB r'lnwirksam. Zudem bcstehc kcin l'ristloses Kürldigungsrccht gcm. $ 62/ Abs. 1 BGB.
trs lłigen keine Dierlste höhĺ)rt;r Art bci ĺ:inĺ:r Online-Partnervermitttunĺ; vĺlr. Dils Vtlrliĺ.l1;erl eintls
bosorlĺjercn Vertrauerls i.S.d. s 62l BGE| köľlne bei orlline-Partľrervcrľĺlĺttltlrlgĺlľl ľliĺ;ht angenorrl'
nlc:n werderl. Es mijsse ĺlie Entwiĺ;kltlrlĺ; ĺlcr ĺJigitalcľl Welt berücksichtig1t wcrĺlerl.

Wĺ>ĺ1c:tl ĺlĺ-'r wcil'crcll Eirlzelllt:itcrl ĺlt;s; {j;lĺ;ľl- tlĺltl SIrcitstelrlcle,.s wircl ĺltll'tlic ĺ;cwĺ:t;lls;cl[t--n Sch riĺt._
s;ĺiľzc ĺlcbst Arllĺrgon verwiclstln. Rĺlitlcl l);lr[r.'iĺ.-ľl llllŁlcľl iľlr Einvcrstiillclnil; lnit cirlĺłr Elltsĺ;heirIu ľl{l
ĺlt-'s; (]ĺlriĺ;llts iľtl:;ĺ;llrĺĺtlĺĺ;lltlrt Vĺ:rf;tllrĺlľt ĺ1ĺ:ĺtl' $i 12ŕlAlls 2I.Po crtĺ:ilt.
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Entscheidungsgründe

t.

Die zulässige Klage hat in der Sache Erfolg

Der Beklagten stand kein Anspruch in Hohe von 658,80 € aufgrund eines um'l2 Monate
verlängerten Vertrages zu, so dass die Klägerin aus $ 812 Abs. 1 Satz 1, 1. Alt. BGB die
Rrickzahlung dieses Betrages beanspruchen kann.

L

Der zwischen den Parteĺen am 25.8.2018 zustande gekommene Vertrag hat sich nicht nach
Ablauf der ursprünglichen Vertragslaufzeit von sechs Monaten gemäR der Regelung in den
Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Beklagten automatisch um 12 Monate bis zum 26.2.2020
verlängert. Die entsprechenden AGB-Regelungen sind im Streitfall gem's 3o7 BGB unwirksam.

Das Gericht geht davon aus, dass die AGB der Beklagten gem. g 30S Abs. 2 BGB
Vertragsbestandteil geworden sind, indem sie der Klägerin vor Vertragsschluss zugänglich
gernacht wurden und diese durch das Klicken auf den ,,Kaufen"-Button zustimmte (vgl. LG
Hamburg, Urteilvom 30.8.2019,320 S 4gl18 nv).

Zwar lĺegt keine Unwirksamkeit der Vertragsverlängerungsklausel gem. s 309 Nr. 9 BGB oder $
305c BGB vor (so auch AG Hamburg, Urteĺl vom 27.6.2019, 32 C 500/1B nv).

Jedoch können auch Klauseln, die in den Anwendungsbereĺch von $ 309 Nr. 9 BGB fallen, aus
besonderen, von dieser Norm nicht erfassten Grunden gem. S 3OZ BGB unwirksam sein (vgl.
Grüneberg in: Palandt, BGB, 78. Aufl., $ 309 Rn. 94). Dies ist vorliegend der Fall.

Das AG Hamburg hat hierzu im urteil vom 27 .6.2019, 32 c s0o/18, entschieden:

,lm streitgegenständlichen Fall sind die Klauseln betreffend die Kündigungsfrist und den
Verlängerungszeitraum in ihrem Zusammenwirken nach $ 307 BGB unwirksam, da sie
den Vertragspartner entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen
benachteiligen.

Nacŕl s 307 BGB slnd Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen unwirksarn,
wenn sie den Vertragspartner des Venuenders entgegen den Geboten von Treu und
Glauben unangemessen benachteiligen. Eine unangemessene Benachteitigung kann sich
auch daraus ergeben, dass die Bestimmung nicht klar tlnd verständlich isŕ. Eine
unangemessene Benachteiligung isŕ im Zweifel anzunehmen, Wenn eine Bestimmung rnit
wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen wird, nicht
Zu vereinbaren isŕ oder wesentliĺ;he Rechte oder Pflichten, ĺ/ie sich aus ĺ/er Natur des
Vertrĺ'lg1s ergeben, so ensĺ;hr.inkĹ dass die Erreiclltĺng des Vertrag1sz-wecks gefährdet ist.
Eine Be stimmung isŕ Unange'ncsscn, Wenn der Verwc:nĺler clurch elnseiĘe
Vertragsgestaltung missbreiuchlich eiglene /nľeressen auf Kosten selnes Vertragspartrlers
clur'cľlzllsctzen versucht, ohne Von vornherein atlch dessen Belangc hinreichend ztl
be:rťicksicĺltigen und ihm eiľlen ĺlng1eł]esset?en Atls'c1teich ztlgestelrctl. L)nangelnessenłeŕ
lit:t1t llicllt vor, wenn rlic Bĺ;naĺ:łlteiligung des Vertragspartners dtlrĺ:ll hoĺlerrangige oďer
alrnill<test gleiĺ;tlwertige /nľĹ'lĺ).ssĹ'ľt de.s ÁGB-Verwenders ge:ľt:ctltft:rtig1t ist (BGH, Uĺteil
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vom 15.04.2010, Az. Xa ZR 89/09, NJW 2010, 2942).

Gemessen an diesen Grundsätzen ergibt sich hier bei einer Gesamtabwägung aller für
und gegen eine automatische Ver!ängerung sprechenden |Jmstände die unange/7?essene
Benachteiligung aus der Kombination, dass die Kündigung bereits 12 Wochen vor Ablaufder ursprünglich vereinbarten Mitgliedschaftsdauer erktärt werden tnuss und sicll
andernfalls der Vertrag um weitere zwolf Monate verlängert' Die DĘosltion sfreiheit des
Kunden wird erheblich dadurch eingeschränkt, dass er im Rahmen der Mitgliedschaft
bereiŕs nach knapp neun Monaten kündigen lnuss, witt er keine Vertängerung des
Vertrages um zu diesem Zeitpunkt weitere 15 Monate. Dabei ist aufgrund des Charakters
des sŕrelÍgegenstiindlichen Vertrages inslesonde re zu berücksichtigen, dass die von der
Beklagten angebotene Leistung (Kontaktaufnahmemögtichkeit zu anderen Slng/es zwecks
Beziehungssucŕle,) aus der sicŕlŕ des Kunden regetmäBig nicht ztl einer dauerhaft
benötigten Leistung weľden so//ŕe' Vietmehr nimmt der Kunde die
Partnerschaftsvermittlungsplattform regelmäRig in der Haffnung in Anspruch, die Leistung
nach erfolgreichem Ábsch/uss der Partnersuche nicht mehr zu benötigen. lnsofern isŕ
gerade ďieser Art Dienstleistung ein erhöhtes /nťeresse des Kunden an einer nicht zu
langfristigen vertraglichen Bindung immanent. Der Verbraucher kann regetmäBig drei
Monate vor Abĺauf der ursprungĺĺchen Vertragslaufzeit nĺcht Wissen, ob bis dahin die
Vermittlung elnes Partners gelungen sein wird. Grundsätzlich hat der Verbraucher nur so
lange ein lnteresse an dem Vertrag bis er einen passenden Partner kennengelernt hat.
Die Kündigungsfrisŕ von knapp drei Monaten Vor Abtauf der Vertragstaufzeit zulasten des
Verbrauchers isŕ einseitig belastend. Dieser Belastung steht kein legitimes lnteresse der
Beklagten an der frühzeitigen Verlängerung des Vertrages gegenüber' Attein die
Kundenbindung stellt ein solches /nŕeresse nicht dar. Ein solches /nŕeresse kann auch
durch eine kürzere Kündigungsfrist, etwa von vier Wochen erreicht werden. Denn die
Beklagte hat keinerlei Notwendigkeit, sich auf die weitere Mitgtiedschaft vorzubereiten, da
die Leistungen der Beklagten durch eine software erbracht werden.

Dieser erheblicheln Beeinträchtigung der Dlšpos itionsbefugnis ďes Vertragspartners durch
die vorliegende Gestaltung der AGB sŕeńŕ - anders als in der von der Beklagtenseite
zitĺerten Entscheidung des BGH (Urteil vom 15.04.2010, a.a.o.) zu der ,,Fan BahnCard
25" - kein legitimes /nŕeresse der Beklagten gegenüber, das es rechtfertigen würde, die
genannte Bindung des Kunden an den Vertrag hinzunehmen. Während es sich bei der
,,Fan BahnCard" um eine Art ,,Probe-BahnCard" im Rahmen einer Sonderaktion handelte,
die dazu diente, Kunden den Preisvorteil der BahnCard probeweise anzubieten und
diejenigen an die BahnCard zu binden, clie von eincr zügigen Kündigung nicht Gebrauchrnachten, sŕe//ŕ die zwolfľnonatige Mitgtiedschaft atlf der
ollline-Partnerschafľsvermittlungsplattform dcr Bektagten keine für den Kunďen
ĺlusgewiesene Werbe-Aktion dar, sondern eine von drei zu wählenden regu!áren
Vertragslaufzeiten (6, 12 und 24 Monate). Der Beklagten steht im vorliegenden Fatt mtthin
nicht das /nťeresse zur Seite, auf ihre Lelsŕtng dtlrch eine werbende Aktion atlfmerksam
ł'u rrlachen- Ande:rs a/s ln der durch den BGH eĺlÍscŕliedenen Konsteltation will ĺler Karlĺleĺtcr Beklagten, ĺler die Mitglieclschaft abschliaĺ3t, nicht ein Angebot ĺ1er Beklag1tense jte
ŕĺ;.sŕr.'n, soncŕcrn einen reguláren Vertrag absĺ;hliĺ,:t3en. Während der Kunde, cler an elr-rer
t't:sl-Akticltl tailrliĺnrnt, sicłl dcsscn bowtls.s'ŕ isŕ, a/sba/d kĹinc\igen zu rnĺi.s;^cl l, tlm nicl'lt
ĺ:iľl rt:g1tllĺiras Abonľlr:rrlc''ľlt ztl crhalk:n, i.sŕ ĺ/io.s h'ir ĺ!ĺ:n Ktlrlden ĺler Beklag1ę;11, 1!ę;7 3f <;ľl
Íl'1r ĺ:inĺł ľcc1tlliĺr€' Preľ|,itlľrl'Mitg1tieĺ!sĺ;tltllt ellt:;ĺ:ltaiĺ'lĺ,t, llicht ersichttich. Diĺ: ĺltltĺlľnĺltisc,zlc
Verliľlqcrtlng ĺ:illĺ:,s Vĺ:rtragcs, dcr cinc k:sk: L.allĺzĺ:it hĺlt, ĺst zwar auch ill viclĺlľl ą11j47-ĺłll
lJĺ;l't:ic;lrc:łl Ĺiblk;łl, etwa llcli Mo\ilĺllrll<vr:ľIriigen, Fiŕllr.'.s.s..;ŕtlĺ liĺvĺ:ltrágell,
[Jĺ:zĺllllfĺ:rľl:;ĺ':llvĺ:ltl";iĺlĺ:rl (skv, Aľtlĺlzclll Priltlĺ:, Nĺ,:tttix). Dicse Vertrzltlĺ: rlrllĺ:rsĺ;hcirlan sĺ<;ľl
jĺ:ĺ t<lĺ;ll VOI l ĺlt:lĺl sŕrcl'ľgegĺ;l lstĺil lĺ!liĺ;łlc:lt l"rtl ttter:;ĺ;llĺ l!t:;verlllittlrlry1svertraq ł:llt:;t;llĺ;iĺ!erł c!.
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Denn anders als ein Partnerschaftsvermittlungsvertrag sind diese Verträge grunďsätztich
auf Dauer angelegt. Derjenige, der eĺnen Partnerschaftsvermittlungsvertrag abschlieBt,
schlie&t schon nach dem objektiven Sinn und Zweck des Vertrages keine auf
dauerhaften Nutzen angelegte Vereinbarung.

Nach alldem hat sich die zwolfmonatige Mitgliedschafŕ des Ktägers nicht automatisch um
weitere zwöIf Monate verlängert, sondern endete zum ursprünglich vereinbarten Zeitpunkt
nach Ablauf von zwölf Monaten."

Diese Ausführungen sind auf den hier vorliegenden Streitfall tibertragbaľ. Eine AGB-Regelung in

einem online-Partnervermittlungsvertrag, wonach der Kunde bereits nach drei Monaten kÜndigen
muss, damit sich der Vertrag nach sechs Monaten nicht um '12 Monate verlängert, verstöBt
gegen $ 307 BGB und ist unwirksam.

2.

Zudem ist der Vertrag durch die klägerische Kündigung Vom 26.2'2019 beendet worden. Die
KÜndigung War gem. s 627 Abs. 1 BGB wirksam (vgl. LG Hamburg, Urteilvom 30.8.2019, 32o S
20119 nv; LG Hamburg, Urteil vom 30.8.2019,320 S 49118 nv;AG Hamburg, Urteilvom 19.8.2019,
6 C 146118 nV). Die insoweit darlegungs- und beweĺspflichtige Beklagte hat zu den
Voraussetzungen einer Teilvergütung nach dem 26.2.2,019 gem' s 628 BGB nicht weiter
vorgetragen.

3

Der Zinsanspruch ergibt sich aus SS 286 Abs. 2 Nr. 3, 2BB BGB. Der Anspruch auf Freihaltung
von vorgerichtlichen Rechtsanwaltskosten ist aus dem Gesichtspunkt des Verzuges, SS 280,286
BGB, begrÜndet.

lt.

Dĺe Kostenentscheidung Íolgt aus $ 91 ZPo.

Die Entscheidung hinsichtlĺch der vorläufigen Vollstreckbarkeit beruht auf $ 70B Nr. 11 ,711 ZPo

Rechtsbehelfsbelehru n g :

Gegen ĺlie Entscheidurlg kann das Rechtsnlittel der Berufung eingelegt werden. Die Beruíung isl nur
zulässig' wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten
Rochtszuges ĺJie Berufung im Urteil zugelassen hat.

[Jic Borufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem

Landgericht Hamburg;
Sievekingplatz 'l

203551-lamburg

t:itlzLllcgĺlľl.

l-)iĺl Fľis;t hĺlg1innt ĺnit ĺlĺ:r ZLlstellung cler vollĺ;tänĺligĺ-.n Entscheiĺlung, spätestens mit Ablaul'von fiinf Monat<ln
ľl; tĺ ;h ĺlĺ:r VĺlrlĺĹrnt lt l ng ĺler En tsr;hĺ:iĺiun1;.
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Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die
Berufungsschrift muss dĺe Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass
Berufung eingelegt werde.

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung.

Gegen die Entscheĺdung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt Werden,wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro ubersteigt oder das Gericht die Beschwerde
zugelassen hat.

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem

Amtsgericht Hamburg
Sievekingplatz 1

20355 Hamburg

eĺnzulegen.

Die Frĺst beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweĺtigen
Erledigung des Verfahrens. ĺst der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder forrntoser
Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. lm Fall der form|osen Mitteilung gĺlt derBeschluss mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur post als bekannt gemacht.

Die Beschwerde ist schriftlich eĺnzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des
genannten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden;die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht.Eine anwaltliche Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben.

Rechtsbehelfe können auch als etektronisches Dokument eingereicht werden. Eine eĺnÍache E-Mail genugt
den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Das elektronische Dokument muss_ mit einer quaĺifizierten elektronischen Signatur der verantwortenclen Person versehen sein oder- Von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.

Ein elektronĺsches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantworlenden
Person versehen ist, darf wie folgt Übermittelt werden:
- auí einem sicheren Übermittlungsweg oder
- an das fÜr den Empfang elektronischer Dokumente cingerichtete Elektronische Gerichts_ uncl

Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts.

Wegen der sicheren Übermittlungswege wircl auf $ 130a Absatz 4 der Zivilprozessor<jnung venłiesen.
l_lirlsichtlich der weiteren Voraussetzungen Zur elektronischerl Komĺľlunikation mit den Gerichten wird auf ĺtie
Vcrorĺlnung über die tcchnischen RahrrlenbecJingungerr t|cs clektroĺlis;chen Rechtsverkehrs unĺj Über <Jas
bt:s<lrldorc elektrorlische Bchörclerlpostfaĺ;h (Elektronisĺ;ľlcr-Ficchtsvclrktlhr-Verordnung - ERVV) in ĺJer jewcils
ĺ;t:l te:ĺlĺlen Fassurlg sowie auĺ c|ie lnternetseite www.justiz.clel vcrwioscrl.

Fĺ>rcŁl

Ric;Irĺ'ĺlritl aľl Arr l[s<;t:rĺcľlt
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FĹir die Richtigkeit der Abschrift
Hamburg, 14.11.2019

Böckelt' JFAng
Urkundsb_eamter.der Geschäftsstelle
Durch maschlnelle Bearbeitung beglaubigt
- ohne Unterschrift gĹiltlg
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